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Bericht 
des Verkehrsausschusses 

über die Regierungsvorlage (638 der Bei­
lagen): Abkommen zwischen der Republik 
österreich und der Bundesrepublik Deutsch­
land über die Regelung des Grenzüberganges 

der Eisenbahnen. 
Wiegen der grundsätzl~chen AbLehnung der 

Rechtsnachfolge d'urch die Republik österreich 
haben die seinerzeit zwischen tlstef1I'eich und 
dem Königreich Bayern abg,eschlossenen Staats­
verträge, durch weIche der Eis-enbahnüber,gangs­
verkehr in ,den verschj,edenen österr,eichisch­
deutschen Anschlußbahnhöfen geregelt war, im 
] ahre 1918 ihI'e Gültigkeit verloren. Infolge der 
seit dem Abschluß ,dies,er V,erträg-e einlgetretenen 
grundlegenden Umgestaltung des Eisenbahn­
verkehrs wurde in der Zeit der ers'ten Republik 
von einer Erneuerung der V,erträge im N oten­
wechsel abges'ehen. Imoweit aber ,die Verträge 
den bestehenden Verhältnissen ent'spra,chen, 
wurden sie bis Zum März 1938 via facti gehand­
habt. 

Das vorLi,egende übereinkommen ist auf der 
Basis der Reziprozität ersteHt und umfaßt alle 
Ansch!.ußstrecken. Es bildet insbesonder,e die 
-erforderliche Grundlage zu den Verwaltungs­
übereinkommen (Eis,enbahnanschlußvertdigen) 
der beiden betriebführenden Eisenbahnverwal­
tungen. Das Abkommen, dem die g,egenwärtigen 
Verhältnisse im Gr,enzverkehr zugrunde gdegt 
wurden, sieht di,e gleichen Gemeinschaftsbahn-

Rom, 
Berichterstatter. 

höfe wie bisher vor. Das Abkommen hat l:ns­
besondere di,e ungehinderte Abwicklung ,des 
Eisenbahn-Personen- und -Güterv-erkehrs, die 
Durchführung des Zoll-, Grenzpolizei-, Sanitäts ... 
und Veterinärdiensites in den Ans,chlußbahn­
höfen, die finanzieIJ.e Regelung hinsichtlich der 
überlassung der Gemeinschaftsbahnhöfe und ,der 
Anschlußgrenzstrecken, die Regdung der Dienst­
verhältnisse der <in den Gemeinschaftsbahnhöfen, 
Betriebswechs.eIbahnhöfen und auf den Anschluß­
grenzstrecken diensOtuenden Bediensteten der 
anschlußnehmenden Verwaltung und die Rege­
lun.g der Haftung bei Personen- und Sachschäden 
zum Gegenstand. -

Da das Abkommen bei ,einer Reihe von Vor­
schriften gesetzes ändernden Charakter hat, ist 
zu seiner Gültigkeit gemäß Artikel 50 des 
Bundes-Verfassungsgesetzes in .der Fassung von 
1929 die Genehmigung durch den Nationalrat 
erforderlich. 

Der Verkehrsausschuß hat das vorliegende Ab­
kommen in seiner Sitzung am 1. Dezember 1955 
beraten und beschlas-s,en, dem Nationalr;llt seme 
Genehmigung zu empfehlen. 

Der Verkehrsausschuß stellt daher den A n­
t rag, der Nationalrat wolle dem Abkommen 
(638 der BeiJa,gen) die verhssungsmäßig-e Geneh­
migungerteiJ.en. 

Wien, am 1. Dezember 1955. 

Freund, 
Obmann. 
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